






















 
Der Bürgermeister 
 

 
Amt für Planung, Vermessung und Umwelt 
 
Bebauungsplan 007a „Nibelungenviertel“             11.10.2012 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom 07.08.2012 bis 14.09.2012 
 

 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

Abwägungsprozess 
1 2 3 4 5 

1 Häfen und Güterverkehr Köln AG 22.08.2012 Eventuell erforderliche Maßnahmen gegen 
Emissionen der Stadtbahnlinie 18  dürfen 
nicht zu Lasten der HGK gehen. 

Die Planung erfordert keine Schutzmaßnahmen 
o.ä., da die Bebauung nicht näher an die Bahntras-
se heranrückt.  

2 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Kampfmittelbeseitigungsdienst 

24.08.2012 Es besteht ein diffuser Verdacht auf 
Kampfmittel bzw. Militäreinrichtungen 
(Laufgraben aus dem 2.Weltrieg auf den 
Grundstücken Rosellstr. 50 und 52, Brun-
hildstr.1, 3, 5, 7 und 9). Es werden geophy-
sikalische Untersuchungen empfohlen. 
Aufschüttungen sollen auf das Geländeni-
veau von 1945 abgeschoben werden. Bei 
erheblichen mechanischen Belastungen 
des Bodens wird eine Sicherheitsdetektion 
empfohlen. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen stehen bei einer 
Bebauung auf den Grundstücken an. Der Bpl 007a 
wird einen entsprechenden Hinweis enthalten. 

3 Landesbetrieb Straßenbau NRW 30.08.2012 a) Bei Änderungen der Zufahrten an der 
Luxemburger Straße sind Auflagen oder 
Bedingen des Landesbetriebs möglich. 
Entscheidungen fallen einzelfallbezogen. 
 
 
b) Eventuelle Lärmschutzmaßnahmen oder 
Lärmsanierungen gehen nicht zu Lasten 
des Landesbetriebs. 
 
 
c) In Einmündungsbereichen von Straßen 
zur Luxemburger Straße sind ausreichende 
Sichtdreiecke sicherzustellen. Sie sind von 
Pfanzenbewuchs und Baukörpern freizuhal-

a) Der Bpl wird keine Festsetzungen bezüglich der 
Grundstückszufahrten enthalten, da bereits alle 
Grundstücke an der Luxemburger Straße erschlos-
sen sind. Bei Baugenehmigungsverfahren wird der 
Landesbetrieb einzelfallbezogen beteiligt. 
 
b) Entlang der Luxemburger Straße kommen aus 
städtebaulichen Gründen nur passive Schall-
schutzmaßnahmen an Gebäuden in Frage, die 
nicht zu Lasten des Landesbetriebs gehen. 
 
c) Der Bpl wird weder Baukörper noch Bepflanzun-
gen festsetzen, die vorhandene Sichtdreiecke be-
einträchtigen. Er beinhaltet weder Änderungen der 
vorhandenen öffentlichen Verkehrsfläche noch 
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ten. neue Straßenanbindungen. 
4 Erftverband 30.08.2012 Es soll eine Sammlung und Nutzung des 

Niederschlagswassers festgesetzt oder 
empfohlen werden, falls durch den Bpl die 
Versiegelung erhöht wird 

Der Bpl bewirkt eher eine Verringerung der zulässi-
gen Versiegelung. Auch wegen der bereits vorhan-
denen Bebauung auf allen Baugrundstücken soll 
auf eine solche Festsetzung verzichtet werde 

5 Stadtwerke Köln 31.08.2012 Durch die Stadtbahn kann es zu Lärm und 
Erschütterungen kommen. Einschränkun-
gen des Bahnbetriebs durch spätere Forde-
rungen werden nicht toleriert 

Die Planung erfordert keine Schutzmaßnahmen 
o.ä., da die Bebauung nicht näher an die Bahntras-
se heranrückt. Aus der Planung entsteht keine 
Grundlage für spätere Forderungen. 

6 Bezirksregierung Arnsberg 
Bergbau und Energie 

06.09.2012 a) Das Plangebiet ist von Grundwasserab-
senkungen betroffen. Grund sind die 
Sümpfungsmaßnahmen durch den Braun-
kohlenbergbau. Nach Beendigung des 
Bergbaus ist ein Grundwasseranstieg zu 
erwarten. 
 
b) Erftverband und RWE Power AG sollen 
um eine Stellungnahme gebeten werden. 

a) Der Bpl soll einen entsprechenden textlichen 
Hinweis erhalten, um die Anregung bei Neubau-
maßnahmen ggf. berücksichtigen zu können. 
 
 
 
 
b) Beide sind bereits beteiligt worden. 

7 Rhein-Erft-Kreis 11.09.2012 a) Der Bpl liegt in der geplanten Wasser-
schutzzone IIIa. 
 
b) Es werden eine Lärmuntersuchung und 
die Festsetzung von Immissionsschutz-
maßnahmen aufgrund emittierender Betrie-
be angeregt. 
 
 
 
 
 
 
 
c) Die bauliche Dichte soll eine Klimatisie-
rung des Gebiets gewährleisten. Eine Rei-
henhausbebauung würde das Kleinklima 
beeinträchtigen.  
 
 
 
 

a) In den textlichen Festsetzungen wird ein Hinweis 
darauf erfolgen. 
 
b) In der Umgebung gibt es keine für die Planung 
relevanten emittierenden Betriebe. Berücksichtigt 
werden müssen dagegen die Lärmemissionen der 
Luxemburger Straße, die jegliche Lärmentwicklung 
von Betrieben östlich der Luxemburger Straße 
überlagern. Aufgrund der Immissionssituation wird 
ein passiver Schallschutz für Gebäude an der Lu-
xemburger Straße festgesetzt werden müssen. Es 
muss noch geprüft werden, ob hierfür ein Lärmgut-
achten erforderlich ist. 
 
c) Der Bpl soll zu einer Reduzierung der bislang 
zuässigen Bebauungsmöglichkeiten führen, des-
halb führt die Planung eher zu positiven Klimaef-
fekten. Es sollen keine Reihenhäuser zugelassen 
werden. 
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d) Vorhandene Bäume sollen durch den Bpl 
zur Erhaltung festgesetzt werden. 
 
 
 
 
 
e) Bei Festsetzung der überbaubaren Flä-
chen soll genügend Platz für Ersatzpflan-
zungen nach erteilten Fällgenehmigungen 
verbleiben. 

d) Die Baumschutzsatzung bietet genügend Schutz 
für den vorhandenen Baumbestand. Bzgl. des 
Baumerhalts soll nicht in das Privateigentum ein-
gegriffen und den Belangen der Eigentümer ent-
sprochen werden, die sich gegen eine Festsetzung 
der Bäume im Bpl ausgesprochen haben. 
 
e) Die bauliche Dichte wird für den zentralen 
Standort sehr gering ausfallen, Eine Nachverdich-
tung ist nur sehr eingeschränkt möglich, deshalb 
wird ausreichend Platz auf den Baugrundstücken 
verbleiben. Weitergehende Festsetzungen für Er-
satzpflanzungen sind nicht erforderlich, da eine 
Entfernung von vorhandenen Bäumen nicht ab-
sehbar ist. 

 
 
Im Auftrage 
 
gez. Siry 
 
Dipl.-Ing. Siry 
Ltd. Stadtbaudirektor 
 
 
 




